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Zürich

Ärztinnen und Ärzte sind in
der Schweiz Mangelware. Über
4000 Fachpersonen im Gesund-
heitswesen fehlen. Insbesondere
in der Grundversorgung ist dies
spürbar. Der Kanton Zürich hat
darauf reagiert, er will per 2030
die Studienplätze von heute 430
auf 700 ausbauen.

Das allein reiche nicht aus, sagt
die SP-Kantonsrätin Pia Acker-
mann. «Mehr Studienplätze füh-
ren nicht automatisch zu mehr
Ärztinnen und Ärzten in der
Grundversorgung.» In den letzten
Jahren sei im Kanton Zürich ein
Trend zu mehr Spezialisierung
und damit einhergehend eine
Überversorgung ingewissenFach-
bereichenzubeobachtengewesen.

Die praktizierende Physiothera-
peutin hat deshalb gestern im
Kantonsrat eine entsprechende
Motion eingereicht.Listenspitäler,
so die Idee, sollen eine Mindest-
anzahl an Ausbildungsplätzen in
der Grundversorgung anbieten,
insbesondere in Allgemeiner In-
nererMedizin,Pädiatrie undPsy-
chiatrie.Die BerechnungderMin-
destanzahl Plätze soll sich an der
Anzahl Patienten,Fälle oderÜber-
nachtungen je Spital orientieren.

Verband kritisiert Motion
Wie sich die Weiterbildung der
Ärzte optimal steuern lässt,wird
auch auf Bundesebene intensiv
diskutiert. Bereits vor über zehn
Jahren gab das Bundesamt für

Gesundheit eine Studie dazu in
Auftrag. Die Erkenntnis: Finan-
zielle Anreize und die Vereinbar-
keit von Beruf und Familie seien
wichtige Faktoren bei der Fach-
richtungswahl.

«Das Angebot an Weiterbil-
dungsplätzen sollte nicht von fi-
nanziellen Aspekten abhängen,
sondern vom Nutzen für die
Bevölkerung», sagt Ackermann.
Diese Einschätzung teilt der Be-
rufsverband der Zürcher Assis-
tenz- und Oberärztinnen VSAO
Zürich. Trotzdem beurteilt er
Ackermanns Vorstoss kritisch.

Eine staatliche Steuerung der
Weiterbildung könne, so derVer-
band, die ärztliche Selbstregula-
tion langfristig schwächen.Hin-

gegen hält derVSAO Zürich eine
Bedarfsanalyse in Zusammenar-
beit mit den Fachgesellschaften
für einen prüfenswertenAnsatz.

«Ambulant vor stationär»
AckermannsMotion ist indes nur
einer von vier Vorstössen zum
Thema «Gesundheitsversorgung
langfristig sichern», welche die
SPmit Unterstützern gestern im
Kantonsrat eingereicht hat. Zwei
davon stammenvonRenata Grü-
nenfelder. «Wer Versorgungssi-
cherheitwill,muss jetzt die rich-
tigen Strukturen schaffen und
unnötige Hürden abbauen», sagt
die SP-Kantonsrätin.

In einer der beiden Motionen
fordert Grünenfelder den Regie-

rungsrat auf, in derGesundheits-
direktion eine Stelle für eine kan-
tonale Pflegefachperson zu schaf-
fen – analog zur Kantonsärztin.

In ihrer zweiten Motion ver-
langt Grünenfelder die Ausar-
beitung einer kantonalen Stra-
tegie «Ambulant vor stationär»
sowie die Schaffung dergesetzli-
chen Grundlagen, um die Finan-
zierung zwischen stationärerund
ambulanterVersorgung zu regeln.

Imvierten ihrerVorstösse for-
dert die SP vom Regierungsrat
einen Bericht über die Höhe und
die Angemessenheit der Gebüh-
ren für Berufsausübungs- und
Betriebsbewilligungen im Ge-
sundheitssektor. Der Bericht soll
ausweisen,welche Gebühren an-

fallen, wie hoch der Kostende-
ckungsgrad ist undwie lange die
Bearbeitung dauert. Zudem soll
das Amt für Gesundheit prüfen,
wie es seine Abläufe verbessern
und die Gebühren senken kann.

Hintergrund des eingereich-
ten Postulats ist, dass die Ge-
bühren für eine Bewilligung im
Kanton Zürich im interkantona-
len Vergleich relativ hoch aus-
fallen. Demnach liegen sie bei
etwa 800 Franken gegenüber
200 Franken im Kanton Aargau.

Das Postulat wurde auch von
Vertretern vonGLP,Grünen, EVP,
AL, Mitte und FDP unterschrie-
ben, ist also mehrheitsfähig.

Fabienne Sennhauser

Zu viele Spezialisten, zu wenige Hausärztinnen – die SPwill das ändern
Ärztemangel Mit vier Vorstössen im Kantonsrat wollen die Linken die Zürcher Gesundheitsversorgung neu aufstellen.

Nina Fargahi

Es ist eine Art Numerus clausus
fürKinder.Wer in die Regelklasse
eingeschult werden möchte, soll
einenDeutschtestmachen.Schul-
kinder, die den Test nicht beste-
hen, sollen nicht mehr direkt in
die ordentliche Regelklasse inte-
griert werden. Stattdessen sollen
sie spezielle Deutsch-als-Zweit-
sprache-Regelklassen (DaZ) be-
suchen, in denen der Fokus auf
dem Deutschunterricht liegt.

Das fordert die Zürcher Kan-
tonsrätin Anita Borer (SVP) in
einer Motion, die sie gestern im
Kantonsrat eingereicht hat. De-
renTitel: «Bildungsqualität erhö-
hen durchverbindlicheDeutsch-
kenntnisse bei derEinschulung».
Wer dem Unterricht sprachlich
nicht folgen könne, bremse die
ganze Klasse, sagt Borer. «Aber
die Regelklassen sollen wieder
einen gewissen Standard errei-
chen und vorwärtskommen.»
Borer verspricht sich davon eine
«Stärkung des Bildungsniveaus
in den ordentlichen Klassen».

DieDeutsch-Mindeststandards
würden gemäss Borer mit einem
kantonal einheitlichen Sprachtest
eruiert.Erstwenn einKind ein de-
finiertes, stufengerechtes Sprach-
niveau erreicht hat, darf es in die
Regelklassewechseln, also etwaA1
imKindergarten,A2 inderPrimar-
stufe oderB1 inderSekundarstufe.

«Mehrsprachigkeit
ist eine Ressource»
Würden dieMindeststandards für
alle gelten, also auch für Schwei-
zerKinder, die kein gutes Deutsch
sprechen? Borer geht davon aus,
dass derTest «für Schweizer Kin-
der kein Problem» sein sollte.
«Aber ja, die Tests sollen für alle
Kinder gelten, die nicht dem Ni-
veau entsprechendDeutsch spre-
chen können», sagt sie.

Gleichzeitig reicht die Zürcher
SVP denVorstoss zur Obergrenze
bei der Zahl ausländischer Schul-
kinder pro Klasse nicht ein. Und
folgt damit nicht derSVP-Mutter-
partei. Borer: «Für uns steht die
Sprache imZentrum,diese ist aus-
schlaggebend. Es gibt Kinder, die
sind derdeutschen Sprache rasch
mächtig, andere weniger.»

Professorin Karoline Sam-
mann ist Leiterin des Instituts für
Sprache und Kommunikation an
der Interkantonalen Hochschule

für Heilpädagogik. Im SVP-Vor-
stoss sieht sie eine «Gefährdung
der Chancengleichheit durch
Stigmatisierung und Ungleich-
behandlung, was der UNO-Kin-
derrechtskonvention und dem
Recht auf inklusive Bildung wi-
derspricht». Sammann zitiert
Studien, wonach der Nutzen für
Kinder in durchmischten Klassen
höher sei, da sie Deutsch auch für
die soziale Interaktion benötigen
und nicht nur als «Schulsprache»
betrachtenwürden. «Bei einer Se-
paration würden die Kinder we-
niger Chancen erhalten, Deutsch
im natürlichen Kontext zu er-

werben», sagt Sammann. Auch
Kinder, die nur Deutsch spre-
chen, könnten von einer Mehr-
sprachigkeit imUnterricht profi-
tieren. «Mehrsprachigkeit ist kein
Defizit, sondern eine Ressource.»

Zudem, so die Professorin, sei
derVorstossmitMehrkostenver-
bunden. Die Umsetzung würde
individuelle Abklärungen für je-
des Kind erfordern, den Aufbau
spezieller Vorbereitungsklassen
sowie zusätzliches Fachperso-
nal für die Sprachförderung nö-
tig machen, neue Infrastruktur
beanspruchen und voraussicht-
lich auch zu höheren Folgekos-

ten führen, etwa durch eine län-
gere Beschulungsdauer von zu-
gewanderten Kindern.

Parteien in Zürich ringen
um den richtigenWeg
Auf die Mehrkosten angespro-
chen, sagt die Initiantin der Mo-
tion,Anita Borer: «Ziel ist, die ak-
tuellenMittel zu bündeln und auf
dieDaZ-Regelklassen zu konzen-
trieren, ebenfallsmit demZiel der
Kostenneutralität.» Sie sei über-
zeugt, dass mit dem konsequen-
ten Beherrschen der deutschen
Sprache der Unterricht für alle
qualitativ besser werde, das Ler-

nen insgesamt effizienter gestal-
tet werden könne und dadurch
«auf lange Sicht zusätzliche Res-
sourceneingespart und sinnvoller
genutzt» werden könnten.

Karin Fehr Thoma (Grüne),
Präsidentin derkantonsrätlichen
Bildungskommission, lehnt die
Forderung ab. «Kinder lernen
die Sprache am besten,wenn sie
in Kontakt sindmit anderen Kin-
dern– eine Separationmacht kei-
nen Sinn», sagt sie. Besser wäre
es, so FehrThoma, in die Frühför-
derung zu investieren, damit alle
Kinder – unabhängig von Her-
kunft oder Hintergrund – glei-

che Chancen auf eine optimale
sprachliche und soziale Entwick-
lung erhalten würden.

Auch Hanspeter Hugentobler
von der EVP, ebenfalls Mitglied
der Bildungskommission, ist
skeptisch. Es gebe bereits Ange-
bote in den Gemeinden, die den
Anfangsunterricht inDeutsch als
Zweitsprache in einer teilzeit-
lichen Aufnahmeklasse bereit-
stellen würden. Zudem gebe es
auch Schweizer Kinder, die aus
bildungsfernen Familien kämen
und so einen Test womöglich
nicht bestehenwürden.

Frühförderung
statt Deutschtest
Mitte-Kantonsrätin KathrinWyd-
ler, Mitglied der Schulpflege in
Wallisellen, zeigt Verständnis für
das Anliegen, bezweifelt jedoch,
dass die Forderung den erhoff-
ten Effekt erzielenwürde. «Wenn
all jene Kinder zusammen unter-
richtetwerden,die kaumDeutsch
sprechen,wie sollen sie die Spra-
che lernen?», fragt sie. Bei älteren
Schülerinnen und Schülern, etwa
auf derOberstufe,könne eineAuf-
nahmeklasse durchaus sinnvoll
sein, da sie die Sprache bewuss-
ter lernten. Entscheidend sei je-
doch, früher anzusetzen, stärker
in die Frühförderung zu investie-
ren.Undvorallemauch,die Eltern
in die Pflicht zu nehmen. «Viele
Expats kümmern sich zu wenig
darum, dass ihre Kinder die hie-
sige Sprache lernen, obwohl sie
die entsprechenden Mittel und
das Bewusstsein dafür hätten.»

Etwas anders klingt es bei
Bildungspolitiker und FDP-Kan-
tonsrat Marc Bourgeois. Er sagt:
«Zwangstests, die alle Kindervor
der Einschulung machen müss-
ten, sind aus liberaler Sicht ein
schwerwiegender Eingriff, wes-
halb ich mir hier einen Volks-
entscheid wünschte.» Er selbst
befürwortet, dass Kinder ohne
minimaleDeutschkenntnisse zu-
mindest vorübergehend separat
beschultwürden,«umsprachlich
homogenereRegelklassen zu för-
dern». Die FDP hatte bereits eine
ähnliche Forderung gestellt, die
kürzlich abgeschrieben wurde.
DasArgument derBildungsdirek-
tion: Es sei nicht zulässig, Kinder
für eine längere Zeit zu separie-
ren,eine solcheMassnahmemüs-
se temporär sein. Eine Haltung,
die Bourgeois teilt.

Separater Unterricht bei Deutschdefiziten
Neuer Vorstoss Alle Kinder sollen einen Sprachtest machen, bevor sie in die Regelschule kommen.
Die Forderung der Zürcher SVP sorgt für Kritik.

Schulkinder, die Mühe haben mit Deutsch, sollen spezielle Deutsch-als-Zweitsprache-Regelklassen besuchen. Foto: Christian Pfander


